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Pressemitteilung

Rosenheim, 26.November 2004

PM 154-04 Wald

Volksbegehren – gut für den Wald, Steuerzahler und Waldbauern

Bis Montag, den 29. November letzte Chance die Wälder zu retten

Die Initiatoren des Volksbegehrens „Aus Liebe zum Wald“ sind vor dem Schlußspurt in Rosenheim noch optimistisch. „Wir brauchen jede Stimme für den Wald! Jeder, der sich vorgenommen hat, sich für den Wald einzutragen, muss jetzt bis spätestens den 29.11. auf’s Rathaus gehen. Nur dann können wir es schaffen! Wir setzten darauf, dass sich gegen Ende der Eintragungszeit noch viele Bürgerinnen und Bürger in den Rathäusern eintragen, weil die Stadt und der Landkreis Rosenheim von der Forstreform besonders negativ betroffen wären“, so Ernst Böckler, Sprecher des Wald Bündnisses Rosenheim. Bergwaldexperte und stellvertretender Beauftragter des Volksbegehrens, Hans Kornprobst warnt eindringlich: „Wer wie die Staatsregierung so radikal Fachpersonal und Investitionen zusammenstreicht, macht eine Vorsorge gerade im Bergwald unmöglich und nimmt leichtfertig millionen- bis milliardenschwere Folgekosten für Lawinenschutz, Hochwasserschäden oder Trinkwasseraufbereitung in Kauf.“ 

Die Forstreform will den Gewinn im Staatsforst massiv steigern. Große Kosten in der Forstverwaltung verursachen bislang die Förderung des Privatwaldes und die Investitionen in Schutz- und Erholung. Beim Holzverkauf machten die Staatsförster in den letzten Jahren Gewinn, ca. 5 Mio. € pro Jahr. Diese 5 Mio. € Gewinn machen 1/7000 des bayerischen Staatshaushaltes aus. Aber selbst wenn der Gewinn verzehnfacht, ja verhundertfach wird, sind das nur Peanuts für den Staatshaushalt. Aber 10 % unserer Landesfläche, darunter auch die vielen staatlichen Bergwälder in unserem Landkreis würden ausbluten, so Sabine Pröls vom Landesbund für Vogelschutz.

Um den Gewinn zu steigern, will die Staatsregierung massiv Arbeitsplätze im Wald abbauen, seit 1995 wäre dies ein Verlust an Förstern und Waldarbeitern von 50 %. Die Behauptung, dies hätte keine Auswirkungen auf den Wald ist Nonsens. Bei einer Reduzierung von 50% der Lehrerstellen würde auch niemand behaupten, dass die Qualität des Schulunterrichts gleich bliebe. Tatsache ist, dass die Forstreform die Vorsorge unmöglich macht. Diese Vorsorge ist gerade im Bergwald zwingend notwendig. Doch nach Forstreform soll Staatswald, also auch der Bergwald Gewinn bringen. Die Bergwaldpflege und die Jagd durch die Förster kosten jährlich 100 € pro Hektar. Wenn der Bergwald krank ist und nichts mehr nachwächst, kostet eine Pflanzung 50.000 €  und wenn der Bergwald kaputt ist, kostet die Sanierung 500.000 € pro Hektar. Bei über 12000 ha dringend sanierungsbedürftiger Bergwälder und insgesamt 250.000 ha Bergwald in Bayern kann die Sanierung in die Milliarden gehen, sie ist schlicht nicht bezahlbar. Das Volksbegehren dagegen schreibt vor, dass im staatlichen Bergwald der Boden-, Lawinen- und Hochwasserschutz Vorrang vor dem Holzeinschlag haben muss.

Im Landkreis Rosenheim werden die beiden Forstämter Rosenheim und Wasserburg aufgelöst, für die Bewirtschaftung der gesamten Staatswälder verbleibt die Betriebsstelle in Wasserburg. Von Wasserburg bis in den Süden des Landkreises sind es 60 km, da fährt der Förster 1 Stunde bevor er in den Wald kommt. Derartige Beispiele gibt es landesweit: die Förster verbringen nach der Forstreform mehr Zeit im Auto als im Wald, wo sie gefordert wären.
Dass mit der Forstreform einseitig auf Gewinn gesetzt wird, zeigt schon ein Blick in die Gesetze. Die Bayerische Staatsforstverwaltung bekommt die politische Vorgabe Gewinn zu erzielen, der Großteils an den Finanzminister abgeführt werden muss. Der Vorstand wird nach Ertrag bezahlt, und im Aufsichtsrat dominieren Wirtschaftsvertreter, darunter auch 2 aus der freien Wirtschaft: BMW?, Müller Milch?. Es wird im Katastrophenfall keine Rücksicht mehr auf den Privatwald genommen. Dies steht alles im Gesetz. 

Doch gerade die Spitzenfunktionäre des Bauernverbandes und Waldbesitzerverbandes lehnen das Volksbegehren vehement ab. Dies ist um so verwunderlicher, weil das Volksbegehren nur Vorteile für die privaten Waldbesitzer bringt. Das Volksbegehren hat den für den Privatwald einschlägigen Artikel 14 unverändert vom alten Waldgesetz übernommen: „Der Wald ist im Rahmen der Zweckbestimmung dieses Gesetzes sachgemäß zu bewirtschaften und vor Schäden zu bewahren“. Die Forstreform sieht dagegen etliche Verschärfungen vor, so z.B. eine eingeschränkte Baumartenwahl, Auflagen beim Wegebau, Biozideinsatz und ein Kahlschlagsverbot. Das Volksbegehren sieht einen Vorrang der Gemeinwohlfunktionen im Staatswald vor, nicht für den Privatwald. Dadurch wird der Privatwald entlastet, weil diese Aufgaben, die mit Investitionen verbunden sind, die dann eben nicht im Privatwald, sondern im Staatswald geschultert werden müssen. Dies ist alles schwarz auf weiß in den Gesetzentwürfen nachzulesen. 

Die Waldbesitzer haben von der Forstreform massive Holzpreiseinbußen zu erwarten. Die Firma Heggenstaller, ein großer Sägewerksbesitzer in Schwaben, stellt lt. Donaukurier vom 28.07.04 fest, dass der Holzpreis in Bayern im Vergleich zu anderen Bundesländern um 10 € pro Festmeter höher ist. Dies wird mit der starken Stellung der Forstämter in Bayern begründet, wo der Holzpreis gemacht wird. Die Firma Heggenstaller unterstützt die Forstreform, weil sie sich bessere Holzpreise erwartet, d.h. einen Preisabschlag von etwa 10 € pro Festmeter. Rechnet man dies auf die in Bayern eingeschlagene Holzmenge hoch, würden alle Waldbesitzer durch die Forstreform 100 Mio. € pro Jahr Einbußen haben. Die Holzindustrie finanziert den Kampf gegen das Volksbegehren und unterstützt zusammen mit den Spitzen des Bauernverbandes und Waldbesitzerverbandes die Forstreform.

Die Forstreform bedeutet das Ende der Privatwaldberatung, weil die Förster laut Pakt der Staatsregierung mit den Waldbesitzern nur noch übergangsweise beraten. Danach sollen dies die Forstbetriebsgemeinschaften (FBGs) übernehmen. Sie bekommen 2,2 Mio. € pro Jahr für 2005 und 2006, was aber genau dem entspricht, was die Forstbetriebsgemeinschaften in den Jahren 2001-2003 bekommen haben. Die Staatsregierung und die Spitzen des Bauern- und Waldbesitzerverbandes haben diese 2,2, Mio. € als großen Erfolg gefeiert und von einer Verdopplung der Mittel gesprochen. Tatsache ist aber, dass die Forstbetriebsgemeinschaften keinen Cent mehr bekommen, aber zusätzlich die Beratung übernehmen sollen. Das kann nicht funktionieren. Und die 80 % der Waldbesitzer in Bayern, die nicht Mitglied in den FBGs sind, bekommen ab sofort keine Einzelberatung mehr.

Der ländliche Raum blutet infolge der Forstreform aus. Immer mehr Ämter und kleine, effiziente Dienststellen machen dicht und werden auf wenige Zentralen konzentriert. Der Staatsforst schreibt Aufträge, z.B. für’s Holzrücken bayernweit als Großaufträge aus. Der billigster Anbieter kommt zum Zug, die Kleinbetriebe vor Ort gehen kaputt. Es werden bevorzugt nur noch wenige große Sägewerke bedient (Großkunden), die kleinen Säger gehen kaputt. Das Credo von Staatsminister Erwin Huber für die Forstreform lautet: wir müssen die Forstwirtschaft fit machen für den europäischen Wettbewerb. Dies bedeutet, dass die bayerische Waldwirtschaft mit Großkahlschlägen in Skandinavien und Russland und deren Holz-Billigimporten nach Deutschland konkurrieren müßte. Unsere Wälder und die Waldbauern würden dadurch ruiniert.

Damit wird klar, dass die Spitzen des Bauernverbandes und Waldbesitzerverbandes mit ihrer unbegründeten Hetze gegen das Volksbegehren offensichtlich nicht die Belange ihrer Mitglieder, der Waldbauern vertreten. Überraschend ist dies auch, weil zu Beginn des Jahres 2004 beide Verbände sich für eine Reform innerhalb des bestehenden Systems ausgesprochen haben. Der Sinneswandel kommt wohl eher daher, dass viele Vertreter des Bauernverbandes für die CSU-Fraktion im Landtag sitzen (ca. 10 % der CSU-Fraktion) und diese unsinnige Reform wegen des immensen Drucks aus der Staatskanzlei mittragen mußten. Nun standen sie vor dem Problem ihrer protestierenden Basis diese Reform als Erfolg verkaufen zu müssen. Am „einfachsten“ geht dies mit platten Klassenkampfparolen wie „Enteignung“, „großflächige Extensivierung“ oder „massive Einschränkung der Holznutzung“, auch wenn es an der Wahrheit vorbeigeht, wie ein kurzer Blick in die Gesetzentwürfe zeigt. Wie lächerlich und unglaubwürdig diese Vorwürfe sind, wird auch dadurch belegt, dass etliche Waldbesitzervereinigungen (WBV), so die WBV Dachau, Schongau und alle 3 WBVs im Landkreis Kronach das Volksbegehren unterstützen. Gleiches gilt für großen waldbesitzenden Städte in Bayern, wie München, Augsburg und Lohr und etliche andere Kommunen, die in parteiübergreifenden Beschlüssen das Volksbegehren unterstützen, also auch mit den Stimmen der CSU-Mandatsträger. Wenn Sepp Spann, Vorstandsmitglied des Bayerischen Waldbesitzerverbandes sogar behauptet, der „Besitz solle als Ganzes in Frage gestellt werden“, was mit keinem Wort im Gesetz des Volksbegehrens steht, muss man sich fragen, ob es ihm nicht vielmehr darum geht, seine eigenen Besitzstände zu wahren. So hat er als stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender von Südfleisch sicher einiges zu verlieren, wenn er sich auf die Seite der kleinen Waldbauern und gegen die Spitze des Bauernverbandes und der Großadeligen an der Spitze des Waldbesitzerverbandes stellen würde. Hinter vorgehaltener Hand wird schon von aussichtsreichen Listenplätzen bei der nächsten Landtagswahl gesprochen, ein Einsatz für den Wald und für die kleinen Waldbauern und damit gegen das Konzept der CSU-Staatsregierung wäre da sicher nicht hilfreich.

Für Rückfragen:

Dr. Ralf Straußberger

Geschäftsführer Wald Bündnis Bayern
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